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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 13 R 588/09 B 
 
L 3 R 207/05 (LSG Hamburg) 
S 11 RA 554/03 (SG Hamburg) 
 
 
 
.........................................., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. März 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l ,    den Richter   G a s s e r  

sowie die Richterin   Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Hamburg vom 14. Juli 2009 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Das Landessozialgericht (LSG) hat mit dem angefochtenen Urteil einen Anspruch des Klägers 

auf Witwerrente verneint, weil eine sog Versorgungsehe vorliege, und die Revision nicht zuge-

lassen. 

 

Hiergegen richtet sich die Beschwerde des Klägers, mit der er eine Abweichung des Berufungs-

urteils vom Senatsurteil vom 5.5.2009 - B 13 R 55/08 R - rügt. 

 

 

II 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Ihre Begründung vom 1.3.2010 ge-

nügt den gesetzlichen Anforderungen nicht, weil der allein geltend gemachte Zulassungsgrund 

der Abweichung (§ 160 Abs 2 Nr 2 des Sozialgerichtsgesetzes <SGG>) nicht ordnungsgemäß 

bezeichnet worden ist (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) liegt vor, wenn die tragenden abstrakten Rechtssätze, die 

zwei Entscheidungen zugrunde gelegt worden sind, nicht übereinstimmen. Sie kommt nur dann 

in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von einem 

vorhandenen abstrakten Rechtssatz des Bundessozialgerichts (BSG), des Gemeinsamen Se-

nats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts aufgestellt 

hat. Eine Abweichung liegt folglich nicht schon dann vor, wenn das Urteil des LSG nicht den 

Kriterien entspricht, die das BSG aufgestellt hat, sondern erst, wenn das LSG diesen Kriterien 

widersprochen, also andere rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Nicht die Unrichtigkeit der Ent-

scheidung im Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen begründet die 

Zulassung der Revision wegen Abweichung. Darüber hinaus verlangt der Zulassungsgrund der 

Divergenz, dass das angefochtene Urteil auf der Abweichung beruht (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG). 

Bezogen auf die Darlegungspflicht bedeutet das vorstehend Gesagte: Die Beschwerdebegrün-

dung muss erkennen lassen, welcher abstrakte Rechtssatz in der herangezogenen Entschei-

dung enthalten ist und welcher im Urteil des LSG enthaltene Rechtssatz dazu im Widerspruch 

steht. Ferner muss aufgezeigt werden, dass auch das BSG die oberstgerichtliche Rechtspre-

chung im Revisionsverfahren seiner Entscheidung zugrunde zu legen haben wird (stRspr; vgl 

zum Ganzen: BSG vom 29.3.2007, SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 17; BSG vom 26.6.2006, 

SozR 4-1500 § 160 Nr 10 RdNr 4; BSG vom 29.11.1989, SozR 1500 § 160a Nr 67 S 89 f; BSG 

vom 29.9.1975, SozR 1500 § 160a Nr 14 S 22). 

 

1 

2 

3 

4 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 
 

 
  

 

Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Sie trägt vor, das LSG 

habe zwar das BSG-Urteil vom 5.5.2009 benannt, nicht jedoch sämtliche hierin 

herausgearbeiteten Gesichtspunkte in seine eigene Entscheidung eingebracht. Damit aber rügt 

der Kläger gerade keine Abweichung iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG. Denn eine Divergenz 

besteht erst dann, wenn zwei Entscheidungen einander widersprechende Rechtssätze 

aufgestellt haben, nicht jedoch dann, wenn das Berufungsgericht einen höchstrichterlichen 

Rechtssatz missversteht oder Grundsätze des BSG nicht oder falsch anwendet (vgl BSG vom 

27.1.1999, SozR 3-1500 § 160 Nr 26 S 45 mwN). 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung 

der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 

SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 iVm § 169 Satz 2 und 3 SGG durch 

Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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